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Rede

des F.D.P./DVP-Landesvorsitzenden

Dr. Walter Döring MdL

Liberale Landespolitik

gehalten auf dem Landesparteitag der F.D.P./DVP

am 5. Januar 1999 in Stuttgart

Sperrfrist: 10 Uhr !

Es gilt das gesprochene Wort!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

liebe Julis,

verehrte Gäste,

das für uns Liberale nicht immer leichte Jahr 1998 liegt hinter uns.

Die Bundestagswahl war das bestimmende Ereignis des letzten Jahres. 

Wieder einmal standen wir Liberalen in der politischen Auseinandersetzung allein auf weiter Flur.

Sie alle haben mutig gekämpft und gezeigt, zu welcher Solidarität und Einsatzfreude die F.D.P. bereit ist, wenn es um die Durchsetzung unserer liberalen Ziele geht. 

Für Ihren unermüdlichen Einsatz auf Straßen und Plätzen, in Vereinen, bei der Arbeit oder in Ihrer Familie gebührt Ihnen, den Kandidatinnen und Kandidaten und den Wahlhelferinnen und Wahlhelfern, zu allererst mein herzlicher Dank.

Ich danke vor allem unserem Spitzenkandidaten Klaus Kinkel für seinen ungeheuren Einsatz gerade hier in Baden-Württemberg.

Lieber Klaus Kinkel, was Sie für die 

baden-württembergische und die gesamte F.D.P. in diesem Wahlkampf geleistet haben, 

das verdient unser aller Respekt und Anerkennung.

Nicht alle Kandidatinnen und Kandidaten konnten den Einzug in den Bundestag schaffen.

Vor der Wahl bestand für manchen mehr die durchaus realistische Chance auf ein Mandat. 

Ich möchte einen an dieser Stelle herausheben, der wieder knapp gescheitert ist, und mir trotzdem gegenüber prompt erklärt hat: 

"Herr Döring, ich werde unbeirrt weiter für die liberale Sache und für die F.D.P. rackern und kämpfen!" 

Lieber Herr Gutberlet, Ihre Haltung finde ich großartig!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

das Jahr 1999 wird uns Liberale wieder mächtig fordern.

Im Juni wollen wir gemeinsam mit Helmut Haussmann die Europawahl bestehen und auch dabei wiederum hier in Baden-Württemberg das bundesweit beste F.D.P.- Ergebnis erzielen.  

Lieber Helmut, danke, daß Du das Amt des Spitzenkandidaten auf Dich nimmst und an vorderster Stelle für die Liberalen in die erste bundesweite Auseinandersetzung mit Rot-Grün nach der Bundestagswahl ziehst.

Ich werde diese Wahl mit demselben Engagement wie eine Bundestags- oder eine Landtagswahl führen. 

Und ich möchte Sie alle bitten, genauso beherzt und motiviert in diese Auseinandersetzung zu ziehen. 

Zeigen wir, daß wir die Europa-Partei sind !

Im Herbst fordern dann die Kommunalwahlen unsere ganze Kraft. 

Sie müssen für jeden aufrechten Liberalen Verpflichtung sein, Flagge für die F.D.P. zu zeigen !

Wer es mit der Graswurzeldemokratie ernst meint, der muß bereit dazu sein, auf den Listen der F.D.P. zu kandidieren und damit für eine starke Verankerung liberalen Gedankenguts in den Kommunen zu sorgen. 

Schon heute danke ich unserem stellvertretenden Landesvorsitzenden Ullrich Eidenmüller für sein Engagement zur Vorbereitung der Kommunalwahl.

Mein Dank geht dabei auch an Andreas Knapp und Corinna Werwigk-Hertneck, die tatkräftig in der Vorbereitungsgruppe mitwirken.

Kommunalpolitik ist die Basis jeder Politik!

Herzlichen Dank allen Gemeinde- und Kreisräten!

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

im März 1996 haben die Wählerinnen und Wähler in Baden-Württemberg die CDU/F.D.P.-Koalition mit einem klaren Regierungsauftrag ausgestattet.

Der Koalitionsvertrag ist unverändert die Grundlage für unsere Zusammenarbeit.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

für uns sind Privatisierungen ein Ausdruck für Reformbereitschaft !

Wir führen dieses Wort nicht im Munde, um den Koalitionspartner zu attackieren. 

Nein. 

Ganz im Gegenteil. 

Wir machen dies, weil wir Baden-Württemberg vorne halten und immer weiter nach vorne bringen wollen. 

Schon an Dreikönig 1996 habe ich hier an dieser Stelle klipp und klar gesagt, wozu wir Privatisierungen brauchen.

Ich zitiere aus meiner damaligen Rede:

"Privatisierungen dienen erstens der Reduzierung der Neuverschuldung, zweitens der Finanzierung einer Innovations- und Modernisierungsoffensive 

und drittens der Anlage von Fonds für Bildungs- und Forschungsaufgaben." 

Ich freue mich, daß der Ministerpräsident in seiner Regierungserklärung im vergangenen Dezember angekündigt hat, den von uns Liberalen damals eingeforderten Privatisierungskurs jetzt energisch anzugehen! 

Ich freue mich auch, daß die CDU nun voll auf F.D.P.-Kurs eingeschwenkt ist und unsere Forderung nach der Schaffung von Fonds für Forschungs- und Bildungsaufgaben aus Privatisierungserlösen unterstützt. 

Aber, Herr Ministerpräsident Teufel, eines muß ganz klar sein: 

Die F.D.P. wird zu allererst dort Mittel aus Privatisierungserlösen einsetzen, wo es darum geht, Arbeitsplätze zu sichern und neue Arbeitsplätze zu schaffen. 

Die sozialste Politik ist die Schaffung von  Arbeitsplätzen und nicht das Verteilen von Wohltaten.

Wir Liberalen in Baden-Württemberg wollen Privatisierungen vorantreiben, weil uns der Erfolg dieses Landes, weil uns seine Menschen am Herzen liegen und weil wir die Rahmenbedingungen für Arbeitsplätze verbessern wollen !

Und dabei lassen wir uns jetzt auch nicht mehr aufhalten – auch nicht vom größten Privatisierungshindernis in diesem Lande, das ja einen Namen hat:

Günther H. Oettinger !

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

zum Thema Privatisierung gehören in unserem Land auch die Spielbanken.

Ich sage von dieser Stelle aus, daß die Verstaatlichung der Spielbanken Baden-Baden und Konstanz noch nie im Sinne der F.D.P. war, und daß ich alles daran setzen werde, diese Beschlüsse der großen Koalition rückgängig zu machen.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

daß wir in Baden-Württemberg nach der erfolgreichen Fusion von SWF und SDR noch Nachholbedarf im Bereich des privaten Hörfunks haben, liegt nicht an uns Liberalen.

Wir haben schon zu Zeiten der Großen Koalition eine grundlegende Neuordnung des Hörfunkbereichs gefordert.

Die Forderung nach einem landesweiten Privatsender sowie die Schaffung eines Jugendradios entstammt unseren längst bekannten medienpolitischen Vorstellungen.

Da sich der Koalitionspartner uns nun auch auf diesem Gebiet in schnellen Schritten annähert, bin ich zuversichtlich, daß wir im Herbst 1999 ein privates Jugendradio für ganz Baden-Württemberg bekommen werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

wir müssen 1999 vor allem einen klaren Einstieg in die stufenweise Privatisierung der EnBW schaffen. 

Davon hängt die Glaubwürdigkeit der liberalen Ordnungspolitik der Koalition ganz entscheidend ab.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

die künftige Entwicklung unserer Landes hängt eng mit der Entwicklung der kleinen und mittleren Betriebe in Handwerk, Handel, Dienstleistungsbereich und Industrie zusammen.

In den mittelständischen Betrieben in Baden-Württemberg sind gut drei Viertel aller versicherungspflichtig Beschäftigten tätig. 

Rund 80 % der Ausbildungsplätze in Baden-Württemberg werden vom Mittelstand bereitgestellt.

Der Mittelstand erarbeitet die Hälfte der baden-württembergischen Brutto-Wertschöpfung der Gesamtwirtschaft.

Handwerk und Mittelstand und die freien Berufe bilden das Rückgrat unserer Wirtschaft !

Ich bin jedem Handwerker, jedem Mittelständler und jedem Freiberufler dankbar dafür, daß er bereit dazu ist, Risiken auf sich zunehmen, um Arbeitsplätze zu schaffen und damit unsere Wirtschaft und unser aller Wohlstand voranzubringen.

Deshalb, meine sehr geehrten Damen und Herren, muß ein Teil der Privatisierungserlöse in ein Zukunftsprogramm "Mittelstand und Handwerk" fließen.

Dies ist für die F.D.P. eine unabdingbare Forderung !

Hier geht es nicht um Klientelpolitik, sondern um die Sicherung von Arbeitsplätzen !

Mit dem Zukunftsprogramm "Mittelstand und Handwerk" sollen u.a. die folgende Maßnahmen verwirklicht werden: 

· Qualifizierung von Unternehmen und Mitarbeitern

· Schaffung neuer Beratungsstrukturen

· Neue Kooperationsformen im Mittelstand

· Dienstleistungsoffensive für Baden-Württemberg

· Verbundprojekte

· Internationalisierung/Export

· Unterstützung der mittelständischen Wirtschaft beim Zugang ausländischer Märkte

· Einführung neuer Kommunikationstechniken 

· Verstärkung der Existenzgründungsinitiative bzw. des Übernehmerprogrammes des Landes

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

mit unserer Landtagsfraktion zusammen will ich als Wirtschaftsminister die gesetzliche Verankerung der sogenannten Mittelstandsklausel im Gemeindewirtschaftsrecht, weil sich liberale Wirtschaftspolitik ganz besonders dem Mittelstand verpflichtet fühlt. 

Private Aufgabenerledigung muß auch in den Kommunen Vorrang bekommen !

Hier wird es Zeit, daß die Mittleständler in der CDU-Fraktion sich endlich durchsetzen und wir bald zu Potte kommen ! 

Wer es ernst meint mit dem Rückzug des Staates und wer es ernst meint mit der Hilfe für den Mittelstand, der kommt um eine solche Mittelstandsklausel zur Förderung von Handwerk, Mittelstand und freien Berufen nicht herum.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

weil wir dem Mittelstand wieder eine politische Heimat geben wollen, haben wir die Liberale Initiative Mittelstand gegründet. 

Wir machen dem Mittelstand in unserem Land damit ein konkretes Angebot zur Mitarbeit an liberalen Handlungskonzepten und zur Durchsetzung mittelständischer Ideen und Ziele.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

die Förderung des Mittelstandes im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologien wird in den nächsten Jahren noch stärker in den Mittelpunkt meiner Anstrengungen rücken.

Mit Software-Centern, die vom Wirtschaftsministerium gefördert werden und z.B. in Böblingen bereits hervorragende Resultate erzielt haben, möchte ich gerade den Problemregionen Lörrach und Mannheim helfen, neue innovative Wege zu gehen, um diesen Städten damit neue Chancen für neue Arbeitsplätze zu eröffnen. 

Ich setze mich deshalb dafür ein, daß 1999 - spätestens aber im Jahre 2000 - dort solche Software-Center entstehen.

Wer den Mittelstand ins Zentrum seiner Wirtschaftspolitik stellt, muß z.B. auch zukünftig den Bereich der Dienstleistungen noch stärker fördern.

Ich will dies ganz konkret u.a. auch mit einem neuzuschaffenden Dienstleisterpreis tun.

Dieser Preis wird nicht mit öffentlichen Geldern finanziert, wie dies bei den zuletzt von anderen geschaffenen Preisen der Fall ist.

Nein. 

Dieser Dienstleisterpreis wird vollständig aus privaten Mitteln gespeist werden.

Ich möchte damit das Klima und das Umfeld für Dienstleister in Baden-Württemberg verbessern. 

Ich möchte damit eine neue Kultur der Dienstleistungsmentalität in Baden-Württemberg schaffen und zwar im ursprünglichen Sinne des Wortes Dienstleistung: 

Nämlich im Sinne von Dienen und Leisten für den Kunden.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

ein klassisches Feld der Dienstleistung ist in unserem Land der Fremdenverkehr. 

Der Tourismus sichert 200.000 Arbeitsplätze und beweist sich im globalen Wettbewerb als äußerst innovativ und erfolgreich.

Wir haben uns in der Landesregierung erfolgreich dafür eingesetzt, daß die Fördermittel für den Tourismus schon im Jahre 1999 um 10 Mio. DM auf 40 Mio. DM erhöht werden.

Das sind keine Subventionen, sondern das ist Hilfe zur Selbsthilfe; vor allem für die Gesundheitsreform betroffenen Kur- und Bäderorte !

Und das ist auch Hilfe zur Sicherung von Arbeitsplätzen !

Wer gleiche Wettbewerbsbedingungen für das Hotel- und Gaststättengewerbe schaffen will, der muß sich in diesem Bereich für einen ermäßigten Mehrwertsteuersatz einsetzen.

Der Hotelier an der deutsch-französischen Grenze oder der Gastwirt an der deutsch-schweizerischen Grenze kann allemal - vom Service und von der Qualität her - mit seinen Grenznachbarn mithalten. 

Doch sobald die deutsche Mehrwertsteuer in ihrer unerreichten Höhe gnadenlos zuschlägt, bleibt dem deutschen Gastronomen nur noch das Nachsehen.

Ich werde mich dafür einsetzen, diesen Wettbewerbsnachteil des baden-württembergischen Fremdenverkehrs so schnell wie möglich zu beseitigen, um endlich wieder faire Wettbewerbsbedingungen zu ermöglichen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

zu den zentralen wirtschaftspolitischen Aufgaben zähle ich auch eine offensive und effiziente Technologiepolitik.

Baden-Württemberg muß in Zusammenarbeit mit Wissenschaft und Wirtschaft optimal mit wirtschaftsnahen Forschungs- und Infrastruktureinrichtungen ausgestattet werden, damit der Strukturwandel und die Umsetzung neuer Technologien in marktfähige Produkte schnellstmöglich vorankommen.

Innovationen sind lebensnotwendig für die Unternehmen und damit für den Standort Baden-Württemberg; egal ob es sich um den Weg in die Informationsgesellschaft oder den Ausbau der Biotechnologie handelt.

Deshalb wollen wir Liberalen, daß Baden-Württemberg weiterhin das Land mit den meisten Forschungsausgaben und das Land mit den meisten Patenten bleibt.

Weil wir dies wollen, haben wir Liberalen in Baden-Württemberg auch in den letzten Jahren die Förderung der Bio- und Gentechnologie energisch vorangetrieben.

Der Erfolg auf diesem Gebiet gibt uns recht. 

Wir sind in Deutschland, was die Infrastruktur der Bio- und Gentechnologie anbelangt, einsame Spitze.

Doch das reicht uns noch nicht. 

Wir Liberalen wollen mit dieser Zukunftstechnologie die Nr. 1 in Europa werden, weil sie ein Garant für neue Arbeitplätze ist und weil sie ein Stück 

baden-württembergischer Zukunft sichert.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

Baden-Württemberg hat sich in den letzten Jahren zu einem Medienstandort internationaler Güteklasse entwickelt.

Mit der Filmakademie in Ludwigsburg verfügt das Land über ein Pfund, mit dem sich im nationalen und internationalen Medienwettbewerb wuchern läßt.

Ich werde alles daran setzen, diese für Baden-Württemberg wichtige Institution weiterhin aktiv zu fördern.

Deshalb wird die Landesregierung die geplante Erweiterung der Filmakademie im Rahmen ihrer Möglichkeiten unterstützen.

Doch der Medienstandort Baden-Württemberg braucht nicht nur die Förderung durch die Landesregierung, sondern eben auch die Unterstützung der baden-württembergischen Wirtschaft.

Werbefilme können mittlerweile genausogut - wenn nicht noch besser - in Ludwigsburg oder in Stuttgart wie in München oder Düsseldorf produziert werden.

Darüber hinaus werde ich mich auch dafür einsetzen, da es in den nächsten Jahren auch in Baden-Württemberg internationale Filmproduktionen geben wird, die den Platz der baden-württembergischen Medienindustrie in der Champions League sichern werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

im Bereich der neuen Medien, d.h. in der Informations- und Kommunikationstechnologie, fehlt es den kleineren Betrieben oft an der nötigen Kompetenz.

Damit auch kleinen Betrieben dieser Zukunftsbereich erschlossen werden kann, möchte ich das Landesgewerbeamt mit unseren Freunden, Präsident Willi Weiblen und Vize-Präsident Fritz Bullinger, zu einem Kompetenzzentrum zur Einführung von Informations- und Kommunikationstechnologien ausbauen.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

Zukunfts- und Reformfähigkeit lassen sich auch im Zusammenhang mit der Region Stuttgart unter Beweis stellen.

Die Region Stuttgart ist zu einem baden-württembergischen Erfolgsmodell geworden.

Sie hat in kurzer Zeit sehr gute Arbeit geleistet.

Ich danke unseren Mitgliedern im Regionalparlament für ihre sehr gute Arbeit: 

Vielen Dank Jürgen Hofer, Hans-Reinhard Schäfer, Helmut Nietzer und Karl Eckert-Hetzel.

Damit der Erfolg dieser Arbeit noch sichtbarer für die Bevölkerung dieser Region wird, wollen wir Liberalen ihre Kompetenzen erweitern:

Dies garantiert den dauerhaften Erfolg des Zusammenwirkens aller regionalen Kräfte.

Diese Region Stuttgart braucht mehr Kompetenz, um sich im europäischen Wettbewerb der Metropolregionen behaupten zu können.

Diese Region hat Motorfunktion für andere Regionen in unserem Land. 

Sie soll und kann jedoch keinem übergestülpt werden. 

Denn jede Region soll und muß ihre Eigenheiten berücksichtigen. 

Doch eines hat das Erfolgsmodell Region Stuttgart bewiesen: 

Regionale, d.h. über die Landkreisgrenzen hinausgehende Zusammenarbeit ist für den wirtschaftlichen Erfolg einer Region von zentraler Bedeutung.

Nur so können die Weichen für die Zukunft gestellt werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

in unserem rohstoffarmen Land ist Bildung die Schlüsselqualifikation der Zukunft.

In der Liberalen Bürgergesellschaft ist ein freiheitliches und zukunftsfähiges Bildungssystem Voraussetzung für die Entwicklung des einzelnen zum mündigen und verantwortungsbewußten Bürger.

Leitlinien liberaler Bildungspolitik sind dabei Autonomie, Chancengleichheit und Effizienz. 

Für Liberale gilt: Bildung ist Bürgerrecht !

Was diese Landesregierung im Bereich der Bildung - gerade auch auf liberale Forderungen hin - erreicht hat, das kann sich wahrlich sehen lassen:

Jahrelang habe ich eine internationale Universität in Baden-Württemberg gefordert.

Eine haben wir schon, die zweite folgt in Kürze!

Ein toller Erfolg ! 

Doch all unsere Erfolge der letzten zweieinhalb Jahre auf dem Gebiet der Bildungspolitik dürfen uns nicht davon abhalten, weiter voranzuschreiten und Baden-Württemberg zum Bildungsstandort Nr.1 der Bundesrepublik auszubauen. 

So wollen wir z.B. endlich flächendeckend das Abitur in 12 Jahren erreichen. 

Wenn andere Bundesländer das aus ideologischen Gründen nicht wollen oder können, dann darf das für Baden-Württemberg kein Hindernis sein. 

Der internationale Wettbewerb drängt uns dazu. 

Unsere Abiturientinnen und Abiturienten sind bereit, sich diesem Wettbewerb zu stellen. 

Doch mit dem jetzigen System werden sie in Europa, ja in der ganzen Welt immer hinterherhinken.

Unsere Lehrerinnen und Lehrer und unsere Schülerinnen und Schüler sind allemal dazu in der Lage, ein hochwertiges Abitur nach zwölf Jahren abzulegen, wenn wir Ihnen die vernünftigen Lehrpläne dafür an die Hand geben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

in der zweiten Hälfte der Legislaturperiode wollen wir Liberalen die im Koalitionsvertrag festgelegte Einführung des Unterrichtsfaches "Wirtschaft - Verwaltung - Recht" in der gymnasialen Oberstufe durchsetzen.

Dieses Fach verstärkt die Praxisorientierung der baden-württembergischen Schülerinnen und Schüler und fördert das von vielen eingeforderte fachübergreifende Denken.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

die Qualität des Bildungssystems ist von entscheidender Bedeutung für die Innovationsfähigkeit von Wirtschaft und Gesellschaft.

Die Schul- und Berufsausbildung in Baden-Württemberg muß wieder in allen Bereichen durch mehr Leistungsorientierung, Eigenverantwortung und Wettbewerb auf ein internationales Spitzenniveau angehoben werden.

Dazu muß das duale Ausbildungssystem in Deutschland weiter verbessert werden.

Von den insgesamt 355 anerkannten Berufen wurden in den letzten vier Jahren auch durch unsere Initiativen 75 Berufsbilder modernisiert und 34 neue geschaffen.

Somit konnten wir mit der dualen Ausbildung in Ausbildungs- und Beschäftigungsbereiche vordringen, in denen sie bisher nicht vertreten war.

Dies gilt für den Medienbereich und den Bereich der Informations- und Telekommunikationstechnologie genauso wie für die Mikrotechnologie.

Allein in den neuen Berufen der Informations- und Telekommunikationstechnik, der Medienbranche und beim Beruf Mechatroniker sind in Baden-Württemberg in diesem Jahr nahezu 2.000 Lehrlinge neu eingestellt worden.

Gleichwohl bedarf es weiterer Anstrengungen, um diesen hohen Standard zu erhalten und das Berufsausbildungssystem noch besser an die sich ständig wandelnden Qualifikationsanforderungen der Betriebe anzupassen. 

Dazu sollte z.B.:

Aufgrund der unterschiedlichen Leistungsfähigkeit und schulischen Vorbildung der Auszubildenden eine Differenzierung bei der Berufsausbildung angeboten werden.

Für überwiegend praktisch Begabte sind entsprechend neue Berufe einzuführen, während für Lern- und Leistungsstarke mit allgemeinbildenden Abschlüssen Angebote für Zusatzqualifikation in der Regelausbildungszeit geschaffen werden sollten.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

auch im Bereich der Hochschulen hat diese Landesregierung bereits viele Reformen in Gang gebracht.

Im Ländervergleich brauchen sich baden-württembergische Hochschulen nicht zu verstecken. 

Doch auch hier gilt: 

Wer sich auf Lorbeeren ausruht, wird schnell von anderen überholt.

Deswegen wollen wir weitere Reformen im Bereich des Hochschulwesens.

So ist z.B. der Beamtenstatus der Hochschulprofessoren für uns kein Tabu. 

Ich bin der Meinung, daß Professoren keinen Beamtenstatus brauchen. 

Die Hochschulen sollen künftig Personalautonomie erhalten und selbst entscheiden, wen sie für welchen Zeitraum einstellen. 

Wenn wir den Hochschulen einräumen, ihre Studierenden selbst auszusuchen, so ist dies für die Lehrenden nur recht und billig.

Da wir den Universitäten eigene Auswahlverfahren für Studenten erlauben wollen, ist die zentrale Studienplatzvergabe nicht mehr notwendig. 

Wir Liberalen fordern deshalb, die ZVS so schnell wie möglich abzuschaffen.

Statt dessen soll jeder Abiturient die Möglichkeit haben, sich an der Hochschule seiner Wahl zu bewerben. 

Die Hochschulen ihrerseits können sich ihre Studenten nach eigenen Aufnahmekriterien aussuchen und sich im Rahmen größerer Eigenverantwortlichkeit eigene Profile geben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

wer es ernst meint mit der Gleichwertigkeit von akademischer und beruflicher Bildung, der muß das Meister-BaFöG erhöhen !

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

über kaum ein anderes Politikfeld wird derzeit so leidenschaftlich und so kontrovers diskutiert wie über die Energiepolitik; am widersprüchlichsten übrigens in der Bundesregierung !

Diese wird nun den ersten Schritt zum Ausstieg aus der Kernenergie (durch eine Novelle zum Atomgesetz) voraussichtlich im Januar 1999 vorlegen.

Unserer Auffassung nach gehören die deutschen Kernkraftwerke zu den weltweit sichersten !

Zu diesen sicheren gehört auch Obrigheim !

Mit uns wird es kein “Bauernopfer” Obrigheim geben !

Es ist weder volkswirtschaftlich sinnvoll noch sicherheitstechnisch vertretbar, die Bedarfslücke nach einem schnellen Ausstieg aus der Kernkraft durch Import von atomar erzeugtem Strom aus Frankreich oder anderen Ländern zu decken.

Deshalb, meine sehr geehrten Damen und Herren, treten wir für einen Weiterbetrieb der baden-württembergischen Kernkraftwerke bis zum Ende ihrer technischen Lebensdauer ein.

Die durch den Weiterbetrieb der Kernkraftwerke verfügbare Zeit muß dazu genutzt werden, die Kernenergie verstärkt durch regenerative Energiequellen zu ersetzen.

Deshalb kämpfe und werbe ich dafür, daß ab dem Jahr 2000 in einem 5–Jahres-Plan etwa 200 Mio.DM zusätzliche Mittel für alternative Energien, insbesondere im Bereich der Solarförderung, eingesetzt werden.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

ich bitte unsere Bundestagsfraktion darum, so schnell als möglich die Einberufung einer Enquête-Kommission zu beantragen, die sich mit allen Folgen des geplanten Ausstiegs aus der Kernenergie auseinandersetzt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

die beste Energiepolitik ist aber immer noch konsequentes Energiesparen.

Deshalb wollen wir – und da bin ich der Fraktion und ihrem finanzpolitischen Sprecher Friedrich-Wilhelm Kiel für die Unterstützung dankbar – im Jahr 1999 den Einstieg in ein Altbausanierungsprogramm starten:

Mit keiner anderen Maßnahme läßt sich so viel Energie sparen und gleichzeitig eine sinnvolle Förderung des modernen Handwerks realisieren wie mit einem solchen Altbausanierungsprogramm, das darüber hinaus Arbeitsplätze sichert und neue schafft!

Das ist zukunftsgerichtete Energie-, Handwerks- und Arbeitsmarktpolitik, für die wir Liberalen stehen!

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

ich nehme die Koalitionsvereinbarung sehr ernst:

Wichtigstes Ziel dieser Regierung ist die Schaffung und die Sicherung von Arbeitsplätzen.

Dazu gehört für mich auch die Bemühung um ein "Bündnis für Arbeit" hier bei uns in Baden-Württemberg.

Ich habe deshalb die Wirtschaftsverbände, die Gewerkschaften und das Landesarbeitsamt dazu eingeladen, zu einem Bündnis für Arbeit zusammenzukommen bzw. die Chancen für ein solches Bündnis auszuloten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

die Ziele auf Bundesebene, die das dortige Bündnis für Arbeit verfolgt, sollten unbedingt durch Vereinbarungen für beschäftigungs- und wachstumswirksame Maßnahmen auf Landesebene unterstützt und ergänzt werden !

Ich schlage vor, daß wir uns u.a. auf die folgenden  Themenfelder konzentrieren:

· Verstärkte Informationen über IuK für die Arbeitnehmer

· Auslotung der Möglichkeiten zur Förderung von mehr Teilzeitbeschäftigung,

· Steigerung der Effizienz und Effektivität von Qualifizierungsmaßnahmen,

· neue Ausbildungsmöglichkeiten auch für leistungsschwächere Jugendliche,

· Reduzierung der Zahl der Überstunden und

· als Ausgleich dafür mehr Arbeitszeitflexibilität !

Ich will mich nicht darauf ausruhen und damit zufrieden geben oder meinen, daß es sich automatisch wiederholt, was wir 98 geschafft haben:

Über 40.000 neue Arbeitsplätze und die niedrigste Jugendarbeitslosigkeit in Deutschland und Europa.

Diese Erfolge können sich mehr als nur sehen lassen.

Aber diese Erfolge kommen nicht von ungefähr, sondern für diese muß hart gearbeitet werden. 

Auch mit und in einem solchen Bündnis für Arbeit auf Landesebene.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

ich möchte mit dem angestrebten "Bündnis für Arbeit” in Baden-Württemberg klar machen, daß diese Landesregierung die Interessen der Arbeitslosen in unserem Land nicht nur im Auge hat, sondern deren Schicksal zusammen mit allen Verantwortlichen gemeinsam verbessern will.

Selbst wenn es gegen ein solches Bündnis für Arbeit Widerstände geben sollte, werde ich mich von diesem Ziel nicht abbringen lassen.

Ich setze darauf, daß alle beteiligten Akteure gemeinsam dieses Ziel angehen werden.

Ich bin mir sicher, daß wir genauso wie bei dem von mir initiierten ”Bündnis für Ausbildung” sehr gute Chancen für einen gemeinsamen Erfolg haben.

Immerhin haben wir damit - zusammen mit der baden-württembergischen Wirtschaft, dem Handwerk, den freien Berufen, den Gewerkschaften, den Arbeitsämtern und den Verbänden - in den Jahren 1997 und 1998 jedem Lehrstellensuchenden eine Lehrstelle zur Verfügung stellen können.

Ich danke allen, die einen jungen Lehrling eingestellt haben und damit jungen Menschen eine Berufs- und Lebensperspektive gegeben haben !

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

Ich bin unserem Justizminister Ulrich Goll außerordentlich dankbar dafür, daß er sich dafür einsetzt, daß ausländische Arbeitnehmer mit ihren Familien im Einzelfall in Deutschland bleiben können, auch wenn sie im üblichen Verfahren keine Aufenthaltsgenehmigung bekommen würden.

Diese Arbeitnehmer machen Jobs, für die sich mittlerweile viele deutsche Arbeitslose leider zu schade sind.

Gerade das Dienstleistungsgewerbe und viele kleine mittelständische Betriebe sind auf diese ausländischen Arbeitnehmer angewiesen.

Lieber Uli Goll, wir werden Dich bei Deinem Vorstoß auch gegen Widerstände aus den Reihen des Koalitionspartners gerne tatkräftig unterstützen !

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

wir unterstützen Uli Goll, Ekkehard Kiesswetter und Horst Glück auch in einer anderen wichtigen Frage:

Wir Liberalen wollen endlich eine neue Drogenpolitik in Baden-Württemberg !

Wir wollen nicht die völlige Freigabe von Drogen, wie es uns immer wieder bösartig unterstellt wird.

Nein ! 

Aber wir wollen den humanen Umgang mit den Menschen, bei denen die Prävention die Einnahme von Drogen nicht verhindern konnte.

Wer sich einem humanen Umgang mit Drogenabhängigen verschließt und sie in die Ecke Schwerstkrimineller stellt, steht nicht, wie von der CDU propagiert, mitten im Leben, sondern der liegt voll daneben !

Wenn selbst diejenigen, die tagtäglich mit dem himmelschreienden Elend der Drogenszene zu tun haben, eine neue Drogenpolitik fordern, wie dies quer durch die Republik die Polizeipräsidenten und die Vertreter des Städtetages und viele andere – selbst in den Reihen der CDU -  tun, so ist die Landesregierung zu konkretem Handeln aufgefordert.

Deshalb unterstützen wir Liberalen z.B. auch die Bemühungen der Stuttgarter Caritas zur Einrichtung einer Fixerstube in der Innenstadt.

Herr Repnik, Herr Schäuble und Herr Oettinger, mit Ihrer ablehnenden Einstellung binden wir Mittel in der Repression, die wir besser in der Prävention, in der Überlebenshilfe und in der Rehabilitation einsetzen könnten.

Deshalb lassen Sie uns so schnell wie möglich die Forderungen der F.D.P./DVP-Landtagsfraktion aus dem Jahr 1996 umsetzen !

Wir wollen dies nicht, um den Koalitionspartner  vor den Kopf zu stoßen, sondern wir wollen dies, um kranken Menschen den Weg zurück in die Gesellschaft zu ermöglichen und die uns alle bedrohende Beschaffungskriminalität zurückzudrängen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

gerade im Stammland der F.D.P., hier in Baden-Württemberg, hat für uns Liberale immer gegolten:

Der liberale Gedanke muß auch mit Herzblut gefüllt werden, muß auch von sozialer Verantwortung gekennzeichnet sein !

Ich möchte dies - mit Ihrer Unterstützung - auf dem Feld der Familienpolitik verdeutlichen !

Die Familien sind in Deutschland deutlich in‘s Hintertreffen geraten. 

Das Wohlstandsgefälle zwischen Familienhaushalten mit Kindern und Haushalten ohne Kindern nimmt unverantwortbar zu.

Für viele ist die Entscheidung für ein Kind längst geradezu zu einem unbezahlbaren "Luxus" geworden. 

Immer mehr entscheiden sich gegen Kinder und gegen die Gründung einer Familie. 

Die Familie als demographischer Stabilisator verdient mehr gesellschaftliche Unterstützung.

Die Familie auch als Hort der Pflege für Alte und Behinderte braucht unsere Hilfe !

Wir müssen die Bedingungen für die Entscheidung für die Familie verbessern und bei vielen staatlichen Maßnahmen eine "Familienfolgenabschätzung" vornehmen.

Klar ist für uns natürlich auch, daß dabei nicht an den erreichten Erfolgen der Gleichberechtigung der Frau gerüttelt werden darf. 

Vielmehr muß die Entscheidung für die Familie und die Gleichberechtigung der Frau noch mehr in Einklang miteinander gebracht werden.

Deshalb rege ich vor allem die folgenden Maßnahmen für eine verbesserte Familienpolitik an:

· die Einbeziehung von Alleinerziehenden in das Steuersplitting,

· eine viel stärkere Berücksichtigung der Kindererziehung bei Renten und Pensionen,

· mehr und bessere Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf,

· die Verbesserung von Ausbildungs- und Bildungschancen für Kinder aus Familien mit unteren und mittleren Einkommen.

Mit diesen beispielhaften Kernpunkten möchte ich die Stärkung der Familien erreichen.

Da hilft uns nicht eine überkommene Werterhetorik à la CSU oder ein bloßer Umverteilungsmechanismus Marke Lafontaine. 

Nein. 

Ziel muß sein, den Familien konkrete Zukunftschancen zu eröffnen, die den jungen Menschen Mut machen, sich wieder für die Familie zu entscheiden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

ein weiteres Thema, das wir Südwestliberalen in den kommenden Jahren entschieden vorantreiben werden, ist die Reform des Föderalismus. 

Auch an diesem Thema wird sich die Reform- und Zukunftsfähigkeit der Bundesrepublik entscheiden. 

Wer die Herausforderungen des 21.Jahrhunderts bestehen will, der muß den schwerfällig gewordenen Großtanker Bundesstaat in eine bewegliche Flotte umbauen, in der jede Einheit ihren Part für den Erfolg des Ganzen erfüllt.

Wir brauchen mehr Wettbewerb unter den Ländern, weil dies den Föderalismus stärkt, politische Phantasie freisetzt und Ergebnisse unterschiedlicher Konzeptionen und ideologischer Vorgaben vergleichbar macht.

Deshalb fordere ich ganz konkret:

Wir brauchen mehr Dezentralisierung und eine echte Subsidiarität mit klarer Kompetenzverteilung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden.

Die Landtage müssen sich wieder mehr mit landespolitischen Grundsatzfragen beschäftigen.

Wer wirklichen Wettbewerbsföderalismus will, der kommt nicht darum hin, die Fachministerkonferenzen in Frage zu stellen, zumindest die Vielzahl ihrer Arbeitskreise drastisch zu reduzieren ! 

Der bürokratische Ausstoß dieser Konferenzen steht zu oft in keinem Verhältnis zu den konkret erzielten Ergebnissen. 

Ein ganz wichtiger Punkt bleibt natürlich auch die Reform des Länderfinanzausgleichs. 

Natürlich wollen wir Geberländer nicht nach dem schwäbischen Motto: "Mir gebet nix!" verfahren, aber es muß allen Nehmerländern klar sein, daß für uns zukünftig das Motto gilt: "Mir gebet ebe nemme soviel!"

Wir müssen im Sinne eines föderalen Wettbewerbs erreichen, daß - selbstverständlich unter der Berücksichtigung der noch bestehenden Unterschiede zwischen den alten und den neuen Bundesländern - die Transferquote nicht 50 % des verbleibenden Finanzkraftunterschiedes überschreiten darf.

Dies sind meines Erachtens erste, aber nicht ausreichende Schritte zur Reform des Föderalismus.

Wir müssen weg vom Steuermischsystem hin zum modifizierten Trennsystem. 

Das heißt: der Bund bekommt das Aufkommen aus den Verbrauchssteuern, und die Länder das Aufkommen aus den direkten Steuern. 

Damit erhalten die Länder eine eigene Steuerautonomie, die Wettbewerb fordert und fördert.

Zentrales Ziel der Reform des Föderalismus hin zu einem gesunden Wettbewerbsföderalismus muß jedoch die Neugliederung der Länder sein.

Nur Länder mit einigermaßen vergleichbarer Leistungskraft können im Wettbewerb miteinander bestehen. 

Dies mag sehr visionär und undurchführbar klingen, doch wären die Befürworter des Südweststaates damals so kleingläubig gewesen, wie manche es von uns heute sind, so hätte niemals ein so erfolgreiches Bundesland wie Baden-Württemberg gegründet werden können.

Im übrigen freue ich mich, daß sich immer mehr Ministerpräsidenten in dieser Frage meiner Meinung anschließen, wie dies am 1. Januar überall zu lesen war.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

wir Liberalen haben für die zweite Hälfte der Legislaturperiode konkrete Reformvorstellungen, um Baden-Württemberg weiterhin an der Spitze zu halten.

Wir wollen und wir werden der Motor dieser Landesregierung sein.

Wir wollen und wir werden weiterhin eigene landespolitische Akzente setzen.

1999 werden wir kämpferisch in die Auseinandersetzung mit Rot-Grün ziehen. 

Wir setzen auf Eigenverantwortung und Leistungsbereitschaft im Gegensatz zum sozialdemokratischen Bevormundungsstaat. 

Wir setzen auf die Bürgerinnen und Bürger dieses erfolgreichen Landes, weil ihre Einsatzbereitschaft und ihre Kreativität bewiesen haben, zu welchen Leistungen die Baden-Württembergerinnen und Baden-Württemberger fähig sind.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wir haben in den vergangenen 2 1/2 Jahren bewiesen, was liberale Regierungsverantwortung für unser Land bewegen kann.

Wir werden in den nächsten 2 1/2 Jahren gemeinsam beweisen, daß unser Reformwille weiterhin ungebrochen ist und daß wir Liberalen in diesem Land bestens für die Zukunft gewappnet sind.

